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Flucht aus der Kirche
Kirchenaustritte in Deutschland
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Scharping: Verzicht auf heimischeKoh-
le zugunsten derImportkohle wäre de
Strukturbruch mit unabsehbarenFol-
gen im Ruhrgebiet, in derLausitz und
an der Saar. RainerBarzel hat mal ge
sagt: „Wenn’s an derRuhr brennt,wird
das Wasser des Rheinsnicht zum Lö-
schen ausreichen.“ DieStahl- undKoh-
lepolitik ist für Arbeitsplätze undsozia-
len Frieden ein Eckpfeiler,also für den
Standort Deutschland.
SPIEGEL: Nach der Niedersachse
Wahl im März steht der SPD bald ein
weitere Prüfung insHaus. Welchen
Stellenwert für die Bundestagswahl b
sitzt die Bundespräsidentenwahl am 2
Mai?
Scharping: Bei der Wahl des Bundes
präsidenten entscheidetsich, ob die
Bundesversammlungausschließlich ei-
nem parteipolitischen Interessefolgt
und damitgegen denklaren Mehrheits
willen der Bevölkerung entscheide
Dann kommt eine neue Debatte übe
die Volkswahl desPräsidenten . . .
SPIEGEL: . . . die Sie bislangabgelehn
haben.
Scharping: Ja, aber eswird eine erheb
liche Anzahl von Parlamentariern au
der Union Johannes Rauwählen.Dann
darf man die FDP und die drei denkb
ren Wahlgänge nicht vergessen.
SPIEGEL: Mit Verfassungsgerichtspräs
dent Roman Herzog bietet die Union
einen Kandidaten auf, dermehr Zu-
stimmung findet als SteffenHeitmann.
Scharping: Der Präsident des Bunde
verfassungsgerichts solltesich in Inter-
views stärker zurückhalten. AlsKandi-
dat einer Parteikann erkein unabhän
giger Richter sein.Wenn Herr Herzog
der Kandidat der Unionwird, sollte er
sein Amt in Karlsruhe nichtmehr aus-
üben.
SPIEGEL: Warum hat die SPDnicht den
Ostdeutschen Richard Schröder füralle
Parteienvorgeschlagen?
Scharping: Das geschieht jaauch bei
JohannesRau. Er ist derBeste für das
Amt.
SPIEGEL: Sie habensich oft und gern
mit dem Kanzler getroffen . . .
Scharping: . . . gernhaben Siegesagt.
SPIEGEL: Müssen Bürgernicht verwirrt
sein, wennsich Kohl und Scharping im
Superwahljahröffentlich anmachen un
hinter verschlossenenTürenkungeln?
Scharping: Für den 14. Januar hatKohl
erneut eingeladen. Thema: Umzug
nach Berlin. Gesetzgeberisch istdann
neben derPostreform noch diePflege
zu regeln. Mein Bedarf an Kaffeestu
den mit HelmutKohl ist gering. Aber
was kann ich dafür, daßseine Regie
rung nichts Anständiges zustand
bringt, noch nicht einmal bei der Be
kämpfung des Organisierten Verbr
chens.
SPIEGEL: Herr Scharping, wir danken
Ihnen fürdiesesGespräch. Y
K i r c h e n s t e u e r

Wie ein
Messerstich
Die Rezession bringt auch die
Kirchen in Bedrängnis: Ihre
Einnahmen sinken, die Kritik an
der Kirchensteuer wächst.

ns Jahr desHerrn1994hätteDeutsch-
lands Geistlichkeitkaum schlechterIstartenkönnen.
In Hamburgverleideten Austrittsdro

hungen von Gläubigen und harsche P
teste von Amtsbrüdern derevangeli-
schen Bischöfin Maria Jepsen de
Umzug in eine neue teure Dienst-
villa.

In Bonn stellte ausgerechnet d
fromme KatholikNorbert Blüm (Spitz-
name „Herz-Jesu-Marxist“) die finan
zielle Basis derdeutschen Großkirchen
die Kirchensteuer, zur Disposition. D
Arbeitsminister, wegen seiner noch im
mer hängendenPflegeversicherung oh
nehin dünnhäutig,hattesichdarüber ge
ärgert, daß diekatholischen Bischöf
sich heftig dagegen sperren, für da
Blüm-Modell einenkirchlichenFeiertag
zu opfern.

So sicher „wiemancheBischöfe glau-
ben“, giftete Blüm öffentlich, „ist da
Kirchensteuersystem nicht“.

Den Kirchenoberen kommt die neu
Aufregung umGeld undGlaubwürdig-
keit höchst ungelegen. Die Steuere
nahmen, meldeten katholische wie
evangelischeKirchenämter, seien im
vergangenenJahr um 1,6 Milliarden
Mark hinter den Erwartungenzurückge-
blieben – Folge vonimmer mehr Kir-
chenaustritten und, vor allem, der
wirtschaftlichenRezession.

Spätestens für1995, wenn die Steu
erzahlererneut 7,5 Prozent derLohn-
und Einkommensteuer alsSolidarbei-
trag berappenmüssen, rechnen beid
Kirchen zudem mit einer ähnliche
Fluchtwelle wie bei derEinführung des
ersten Solidarbeitrags 1991. Damals
hatten insgesamt 170 000Katholiken
und 320 000 Protestanten derChristen-
institution die Gefolgschaft aufgekün
digt.

Der Niedergang des Wohlfahrtssta
tes Deutschland bringt die Kirchen
anhaltende Bredouille. DieKirchen-
steuer, jahrzehntelang allenfalls von
hartgesottenen Altliberalen,Agnosti-
kern und Atheisten befehdet, istnicht
einmal mehr für Christdemokraten wi
Blüm tabu.
Zwar beteuerte die
Bundesregierung um
gehend, über dieKir-
chensteuer sei im Ka
binett „niemals bera-
ten oder diskutiert
worden“. Doch die
Hirten waren aufge-
schreckt. Er könne,
predigte der Münstera
ner Bischof Reinhard
Lettmann von de
Kanzel, dieWorte sei-
nes Glaubensbrude
Blüm nur alsDrohung
auffassen. So waren s
wohl auch gemeint.

Die Kirchen fürch-
ten die Diskussion um
den Zwangseinzug de
Kirchenobolus durch
25DER SPIEGEL 2/1994
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den Staat. Der ist in der Bundesrep
blik, die laut Grundgesetz auf strik
Trennung vonKirche und Staatfestge-
legt ist, kaum zurechtfertigen. Je nac
Bundesland behalten die Finanzäm
von steuerpflichtigen Gläubigenauto-
matisch acht oder neun Prozent de
fälligen Lohn- oder Einkommensteue
ein – nach Ansicht der SPD-Finanze
pertin Ingrid Matthäus-Maier ei
längst „nicht mehr zeitgemäßes“ Ver
fahren.

Kritischen, aber durchaus kirchen
treuen Gläubigen ist das gesamte F
nanzgebaren der Kirchenoberen, d
durch diezwangsweiseEintreibung der
Kirchensteuer abgesichert ist, e
wachsenderGreuel.

Im Dezember etwa zogen Berline
Christen vor dem ehemaligenHaupt-
Alarm im Klingelbeutel Kölner Stadt-Anzeiger
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quartier der Ost-CDU
zu einem Protestgo
tesdienst auf. Die
Evangelische Kirche
in Deutschland (EKD
hatte das Bürohaus a
Gendarmenmarktgera-
de als neuenAmtssitz in
der Hauptstadterwor-
ben. Kaufpreis: 48Mil-
lionen Mark. Die räum-
liche Nähe zumkünfti-
gen Regierungsvierte
verteidigte ein EKD-
Sprecher die Transakt
on, habe denAusschlag
für den Kauf gegeben.

In Köln erregte ein
ähnlicher Immobilien-
deal die katholische
Gemüter der Dom
stadt. Mehr als 75Mil-
lionen Mark zahlte die
Diözese für ein Bankge
bäude in der Innen
stadt, um darin ein Be
-
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gegnungs- undVersammlungshaus ein
zurichten.

Ähnlich dem Bund der Steuerzahle
hat sich im vergangenenHerbst ein
„Bund gegen Kirchensteuermißbrauc
gegründet. Den Vorsitz hat der
konservative lutherische Bremer
Pastor Jens Motschmann, 51, üb
nommen.Motschmann sammelt penib
große und kleineBeispiele für den laxe
Umgang der Kirchenmanager mit de
Geld ihrer Steuerzahler.Proben aus
Motschmanns Fallsammlung:
i Mehr als 40 000 Mark gab dasevange-

lische Landeskirchenamt inBielefeld
für einen Betriebsausflug aus, bei
dem 160 Mitarbeiter im Sonderzu
zum Feiern ins WürzburgerMaritim-
Hotel fuhren.

i Fast 25Millionen Mark kostete de
Deutsche Evangelische Kirchenta
1993 in München, 7Millionen Mark
davon stammten ausstaatlichen Zu-
schüssen.
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i Drei Millionen Mark spendierte die
Bremische Landeskirche auf B
schlußihrer Synode für den Bau dre
er Windkraftwerke, mit denen di
Kirche ein Zeichen für alternative
Energiensetzenmöchte.
„Diese teure Zeichensetzerei“, s

Motschmann, „geht mir auf die Nerve
Ich bauedoch auch keineSpielzeug-Fa
brik, wenn ichkinderfreundlichesSpiel-
zeugunterstützenwill.“

Wie sensibel inzwischenzahlende
Christen auf die Ausgabenpolitik ihre
Glaubensführer reagieren,zeigt der Fall
der HamburgerBischöfin Jepsen.

Für eineMillion Mark hatte dienord-
elbische Kirche im StadtteilOsdorf eine
200 QuadratmetergroßeDienstvilla er-
worben – für Hamburg ein eherbeschei-
dener Preis. DasGebäudesollte der
Oberhirtin, die seit eineinhalb Jahren
nach einem passenden Dienst- u
Wohnsitz sucht, von ihrer Kirche fü
1800 Mark Kaltmiete zur Verfügung
gestelltwerden.

Bei der Kirche gingenprompt Dut-
zende Austrittsdrohungen ein. D
Boulevardblätter der Hansestadt,stets
das Ohr am Volk, verstärkten den U
mut. „So ,bescheiden‘ ist Hamburg
Bischöfin“, höhnte Bild. Das Konkur-
renzblatt Hamburger Morgenpos
packte gar„heiliger Zorn“.

Den allerdings hatten im Hinter-
grund vor allem konservative Kirchen
funktionäre geschürt, die keinenHehl
daraus machen, daß sie eineFrau auf
dem hanseatischenBischofsstuhl au
theologischem Prinzipablehnen. Doch
die Kampagnezeigte Wirkung: Jepsen
verzichtete, „verwundet wie von eine
Messerstich“, auf das Domizil.

Den Eklat hatte dieBischöfin selbs
mitverursacht: Wohnungssucherin Je
sen bewies wenig Fingerspitzengefü
für die Seelenlage der Evangelisch
und ihre eigene Glaubwürdigkeit.

Im August des vergangenen Jah
hatte dieBischöfin vor derdrohenden
Finanzklemme ihrer Kirche gewar
und sogar denVerkauf von Gotteshäu
sern nicht ausgeschlossen. Und erst
wenigenWochenrief sie denHambur-
ger Klerus zu freiwilligen Gehaltskür-
zungenauf, sehr zumUnmut vonPasto-
rinnen und Pastoren.

Dem Normalchristen istsolches La-
mento ohnehin suspekt.Denn die
Kirchen schwimmennoch immer im
Geld.

Von 1967 bis 1991haben sich die
Steuereinnahmen der Großkirchenver-
fünffacht, von 3 Milliarden auf15,2 Mil-
liarden Mark. Insgesamt verfügen di
Landeskirchen und Di
özesen jährlich über
mehr als 35Milliarden
Mark. Jeweils fast 9
Milliarden davon stam-
men bei Katholiken wie
Evangelischen aus de
Kirchensteuer, der Res
kommt durchStaatszu-
schüsse, Leistungsen
gelte, Vermögen un
Spenden zusammen.

Aus dem Geldsege
finanzieren die Mono
polistenGottes Jahr fü
Jahr ihre 350 000 Pfar
rer, Seelsorger, Verwal
tungsangestellten un
Funktionäre, aberauch
soziale Einrichtungen
wie Kindergärten, Al-
tenhilfen undKranken-
häuser.

Mit ihren sozialen
Wohltaten begründe
beide Kirchen stereoty
die Notwendigkeit der geltendenBei-
tragsregelung. „Fiele die Kirchensteu
flach“, behauptetenoch letztes Jahr
Beatus Fischer, Finanzexperte d
Evangelischen Landeskirche inBaden,
„hätten die Nutzer derdiakonischen
Einrichtungen das Nachsehen.“

In Wahrheit taugtdiesesArgument
wenig: Weder Caritas noch Diakonie
müßten ihre guten Werke dichtma-
chen, wenn die Kirchensteuer entfiele

Denn die beiden Sozial-Konzerne
der Kirchen bezahlen ihreArbeit zu
rund 70 Prozent ausLeistungsentgelte
wie Pflegesätzen undElternbeiträgen
zu 20 Prozent ausStaatszuschüsse
Die Kirchen schießen nur 3 bis
Prozent zu, der Rest stammt ausSpen-
den.

Im jährlichen Gesamtetat vonCari-
tas und DiakonischemWerk von rund
40 Milliarden Mark stecken mithinzwi-
schen ein undzwei Milliarden Mark
aus Kirchenmitteln.Mehr nicht. Y


